
Viel zu sagen hatten sie sich nicht. Nicht nur, 
weil Mohammed Bouazizi das Sprechen schwer 
fiel. Er lag von Kopf bis Fuss dick eingebunden 
im Bett, als ihn der tunesische Präsident Zine 
al-Abidine Ben Ali am 28. Dezember im Kran-
kenhaus besuchte. Man weiss zwar nicht, was 
in den Köpfen der beiden vor sich ging, aber 
grosse gegenseitige Sympathien dürfte es wohl 
kaum gegeben haben. Der 26-jährige Moham-
med Bouazizi hatte sich elf Tage zuvor wegen 
der maroden Politik seines Präsidenten mit 
Benzin übergossen und angezündet. Ein Ver-
zweiflungsakt, der zum Startsignal für soziale 
Proteste wurde, die bis heute in Tunesien an-
dauern. Sie könnten das Ende des repressiven 
Regimes von Ben Ali bedeuten, der seit 1987 an 
der Macht ist und auch diesmal dachte, mit har-
ter Hand alles regeln zu können. 

Am 4. Januar starb Bouazizi an seinen 
schweren Verletzungen. Bei der Beerdigung 
tags darauf hatte sich die Polizei noch zurück-
gehalten. Über 5000 Menschen konnten unbe-
helligt denen Rache schwören, 
die sie für den Tod des 26-Jäh-
rigen verantwortlich hielten. 
Doch vier Tage später, als die Pro-
teste nicht nachliessen, hat die 
Polizei begonnen, wahllos auf 
DemonstrantInnen zu schiessen. 
Die Menschenrechtlerin Souhayr 
Belhassen sagte am Dienstag, sie 
verfüge über eine Liste von 35 
Getöteten, es könnte aber auch 
noch mehr Opfer gegeben ha-
ben. Schon Tage zuvor waren kri-
tische Journalistinnen und Blog-
ger verhaftet worden. Am 6. Januar wurde auch 
der  Rapper Hamada Ben-Amor festgenommen. 
Er hatte einen Song mit dem Titel «Herr Prä-
sident, dein Volk stirbt» ins Internet gestellt. 
Inzwischen soll er sich wieder auf freiem Fuss 
befinden. 

Das Vorgehen überrascht nicht. Unter 
Ben Ali, dem erst zweiten Präsidenten seit Tu-
nesiens Unabhängigkeitserklärung von 1956, 
hat der Geheimdienst das Land fest im Griff. 
Oppositionsparteien werden überwacht, Zei-
tungen zensiert und nach Gutdünken verboten. 
Der Zugang zum Internet ist limitiert. Auf dem 
aktuellen Index für Pressefreiheit der Organi-
sation «Reporter ohne Grenzen» liegt Tunesien 
auf Position 164 von insgesamt 178 Ländern. 
Die Präsidentschaftswahl ist unter Ben Ali 
eine regelmässige Farce: Seit er 1987 von sei-
nem kranken Vorgänger Habib Bourguiba die 
Präsidentschaft übernommen hatte, waren nie 
weniger als 89 Prozent der Stimmen für ihn 
ausgewiesen worden. Die totale Kontrolle der 
Gesellschaft ermöglichte es Ben Ali, ein System 
der Korruption einzurichten, um sich und sei-
ne Familie zu bereichern. In den kürzlich von 
Wikileaks veröffentlichten Depeschen der US-
Botschaft in Tunis heisst es: «Ob Geld, Dienst-

leistungen, Grundstücke, Häuser, die Familie 
von Ben Ali bekommt, was sie will.»  

Die tunesischen Zustände sind nicht nur 
der US-Botschaft in Tunis seit Jahren bekannt. 
Auch bei der Europäischen Union in Brüs-
sel weiss man von Korruption, der fehlenden 
Meinungsfreiheit und dem Geheimdienst-
staat. Trotzdem pumpte die EU in den letzten 
vier Jahren 300 Millionen Euro Finanzhilfe 
nach Tunesien. Sechzig Prozent davon in Wirt-
schaftsprogramme, die «Wettbewerbsfähig-
keit und Konvergenz mit der EU» ermöglichen 
sollen. 75 Prozent aller Güter und Dienstleis
tungen, die Tunesien importiert, stammen aus 
der EU; vor allem aus Frankreich, Deutschland 
und Italien. Auch Tunesiens Exporte fliessen 
zu 75 Prozent in die Länder der EU. In einer EU-
Parlamentssitzung vor einem Jahr bezeichnete 
die damalige EU-Kommissarin, Neelie Kroes, 
Tunesien als ein Land, «das bedeutende Fort-
schritte gemacht» habe. Der Staat sei ein «enger 
und verlässlicher Partner der EU». Tunesien 

sei in Fragen wie Sicherheit und 
Wanderungsbewegungen «koo-
perativ». 

In Bereichen «wie Gesund-
heitswesen, Ausbildung, dem 
Kampf gegen die Armut und dem 
Schutz der Rechte der Frauen» 
seien «wichtige Ergebnisse er-
zielt» worden, so Neelie Kroes. 
«Mängel» gebe es allerdings im 
Bereich «Gerichtswesen, Freiheit 
der Meinungsäusserung und Ver-
sammlungsfreiheit». Dennoch 
solle dem Land ein «erweiterter 

Status» zugebilligt werden,  als «echter Antrieb 
Richtung weitere demokratische Reformen und 
grössere Freiheit der Meinungsäusserung». 
Beim Auswärtigen Amt Deutschlands ist zu 
Tunesien zu lesen: «Das Investitionsklima ist 
gut. Ausländische Investoren schätzen die po-
litische, wirtschaftliche und soziale Stabilität 
des Landes.»

Nun kann es sein, dass die Karten neu 
gemischt werden. Ben Ali könnte aus dem Amt 
geworfen und ins Exil geschickt werden. Das 
Flugzeug soll schon bereitstehen, mit dem er 
und seine Familie ausgeflogen werden könnten. 

Die Menschen in Tunesien haben Ben 
Alis System einfach satt, speziell die Jugend. 
Sie macht ein Drittel der Bevölkerung aus und 
steht ohne Perspektiven da. Dreissig Prozent 
der Jugendlichen sind arbeitslos; für junge Aka-
demikerInnen liegt die Quote gar bei vierzig 
Prozent. Je besser die Ausbildung, desto gerin-
ger die Chance, einen Job zu finden. Als sich der 
26-jährige Mohammed Bouzizi mitten auf der 
Strasse anzündete, weil ihm die Polizei seinen 
Verkaufsstand und damit die einzige Einkom-
mensquelle beschlagnahmt hatte, verstanden 
alle die Botschaft: Seine existenzielle Verzweif-
lung könnte auch sie treffen.

Kommentar von Alfred Hackensberger   

«Herr Präsident,  
dein Volk stirbt»
Die Verzweiflung unter der Jugend Tunesiens ist gross.  
Doch Diktator Zine al-Abidine Ben Ali kann sich dank der EU  
bis heute an der Macht halten.

Ein Land, das bedeutende Fortschritte gemacht hat? Demonstration gegen hohe Preise und 
Arbeitslosigkeit am 8. Januar in Tunis.   foto: hassene dridi , keystone

Je besser die 
Ausbildung, 
desto geringer 
die Chance, einen 
Job zu finden.

Deutschlands Linke

Ein Wort, und  
schon ist  
man stalinistisch
Neue Aufregung um die deutsche Linkspartei: Ein Nebensatz  
genügte – und alle fallen über die Vorsitzende her.  
Dabei hat Europas stärkste linke Kraft ganz andere Sorgen.

Von Wolfgang Storz, Frankfurt am Main

Wie schwach sich die deutsche Partei Die Linke 
fühlt, ist daran zu erkennen, dass sie sich wegen 
einer klitzekleinen und inhaltlich läppischen 
Kampagne – ausgelöst durch einen Bericht der 
in Deutschland einflussreichsten Nachrich-
tensite «Spiegel Online» – buchstäblich aus 
der Fassung bringen lässt. Tenor des Textes: 
Die Parteivorsitzende Gesine Lötzsch will den 
Kommunismus. «Nein, nein, wir schwören es, 
wir wollen keinen Kommunismus einführen», 
beteuerten daraufhin tagelang alle führenden 
PolitikerInnen der Partei, «nein, 
nein, bitte glaubt uns». Lötzsch 
stand plötzlich im Abseits, sogar 
in der eigenen Partei.

Was war geschehen? Gesi-
ne Lötzsch hat für die linke Ta-
geszeitung «Junge Welt» einen 
Aufsatz geschrieben, in dem sie 
zu Beginn kurz, ungelenk, un-
vermittelt und vor allem unbe-
gründet von den «Wegen zum 
Kommunismus» fabuliert («die 
Wege zum Kommunismus kön-
nen wir nur finden, wenn wir 
uns auf den Weg machen und sie ausprobieren, 
ob in der Opposition oder in der Regierung. 
Auf jeden Fall wird es nicht den einen Weg ge-
ben») – um dann über viele Zeilen hinweg ihre 
Vorstellungen von einer «radikalen Realpoli-
tik» zu erläutern.

Die «Spiegel»-Kampagne

Es war ein ebenso handfester wie unspekta-
kulärer Beitrag, bis ihn ein «Spiegel Online»-
Redaktor las und seine Arbeit verrichtete: Er 
verfertigte auf Basis der ersten Zeilen und unter 
Vernachlässigung des restlichen Artikels einen 
Text mit dem Inhalt, Lötzsch wolle Deutschland 
kommunistisch machen. Dann holte er von ih-
ren innerparteilichen GegnerInnen und von 
anderen Parteien empörte Stellungnahmen ein, 
und fertig war die Kampagne. 

Nun muss man dabei wissen, dass «Spie-
gel Online», wie viele andere Onlinemedien, 
unter dem Druck, möglichst hohe Klickraten 
zu erzielen, im Hauptgeschäft schon lange po-
litische Spektakel ins Schaufenster stellt und 
so gut wie keine seriöse politische Bericht
erstattung mehr liefert. Dass «Spiegel Online» 
nicht selten versucht, mit Halbwahrheiten – be-
kanntlich die gefährlichsten Lügen – das Ta-
gesgeschehen etwas aufzumischen, ist also 
wahrlich keine Überraschung mehr. Eine Par-
tei, deren professionelle Spitze sich wegen einer 
solchen Lappalie total aus dem Konzept brin-
gen lässt, kann sich mithin nicht sehr sicher im 
Sattel fühlen.

Die entscheidende Frage lautet da-
her: Geht es der Partei Die Linke wirklich so 
schlecht, wie sie sich offensichtlich fühlt? Da-
rauf gibt es zwei Antworten. Die erste lautet: 
Nein. Die zweite lautet: Ja.

Tragen wir die öffentlich zugänglichen 
Befunde über den Zustand der Partei zusam-
men. Die Linke eilte seit der Parteigründung 
vor etwa fünf Jahren von Erfolg zu Erfolg: Sie 
ist heute in dreizehn von sechzehn Landtagen 
vertreten, sitzt zudem in zwei Bundesländern 
(Berlin und Brandenburg) jeweils mit in der 
Regierung und erzielte bei der letzten Bundes-
tagswahl (im September 2009) 11,9 Prozent der 
Stimmen.

Drei Zäsuren

Mit dieser Wahl kam es jedoch in dreierlei 
Hinsicht zu einer Zäsur. Die damalige Partei-
führung zerbrach in einem spektakulären öf-
fentlichen Streit. Oskar Lafontaine, die Galions-
figur der Partei, zog sich nach einer schweren 
Krebserkrankung ins Saarland zurück. Lothar 
Bisky, mit Lafontaine zusammen Parteivor-
sitzender, gab sein Amt ebenfalls auf und ent-
fernte sich in Richtung EU-Parlament. 

Gregor Gysi wiederum, der Fraktions-
vorsitzende, verkämpfte sich gegen den dama-
ligen Bundesgeschäftsführer Dietmar Bartsch, 
dem Intrigen gegen Lafontaine nachgesagt 

wurden. Und so wurde im Frühsommer 2010 
eine neue Parteispitze gewählt, streng durch-
quotiert nach Ost und West: Es gibt eine Par-
teivorsitzende Ost (Gesine Lötzsch) und einen 
Parteivorsitzenden West (Klaus Ernst). Beide 
sind in der Partei umstritten – Klaus Ernst we-
gen seines Lebenswandels (er fährt einen alten 
Porsche und ist den schönen Dingen nicht ab-
geneigt), Gesine Lötzsch wegen des Kommu-
nismus («jeder nach seinen Bedürfnissen»). 
Gab es also einst eine klare Führung, so gibt es 

heute ein Führungsknäuel: Die 
Alten sind noch nicht richtig weg, 
die Neuen noch nicht richtig da, 
und überhaupt niemand weiss, 
ob es sich lohnt, sich auf die Neu-
en einzustellen, denn im kom-
menden Herbst, so lauten Ge-
rüchte, sollen Ernst und Lötzsch 
bereits abgewählt werden.

Die zweite Zäsur: Der Par-
tei sind mittlerweile all ihre Er-
folgsthemen abhandengekom-
men. Selbst der Discounter Lidl 
fordert – wenn auch aus äusserst 

durchsichtigen Gründen – öffentlich einen 
Mindeststundenlohn von zehn Euro, und die 
Regierung von Angela Merkel bereitet den Ab-
zug der deutschen Truppen aus Afghanistan 
vor.

Und die dritte Zäsur: In den vergangenen 
Jahren ergaben die Meinungsumfragen keine 
rot-grüne Mehrheit. SPD und Grüne waren für 
eine Regierungsbildung auf Die Linke ange-
wiesen – in Nordrhein-Westfalen zum Beispiel 
benötigt die rot-grüne Landesregierung in ent-
scheidenden Fragen zumindest eine Stimm
enthaltung der linken Landtagsabgeordneten. 

Nun signalisieren Umfragen im Vorfeld 
der Landtagswahlen in Hamburg (Februar) 
und Baden-Württemberg (Ende März), dass 
es wieder für rot-grüne Mehrheiten reichen 
könnte, vor allem weil die Grünen so stark ge-
worden sind (ihre Werte liegen stabil bei zwi-
schen fünfzehn und zwanzig Prozent).

Mit anderen Worten: Nach einer fünfjäh-
rigen furiosen Erfolgsgeschichte steht Die Lin-
ke heute ohne Themen, ohne Machtperspektive 
und ohne eine klare Führung da.

Politische Schräglage

Damit nicht genug. Denn es kommt noch ein 
sehr tiefgehendes strukturelles Problem hin-
zu, das mit erklären könnte, warum nicht nur 
Die Linke, sondern auch die SPD (und übrigens 
auch die Gewerkschaften) nicht in die Offensive 
kommen. Im Moment sortieren sich die Mittel- 
und Oberschichten in Deutschland politisch 
neu: Das schlägt sich in den Verwerfungen zwi-
schen Union (halbwegs stabil), FDP (im freien 
Fall) und Grünen (im Höhenflug) nieder.

Ganz anders verhalten sich die unteren 
vierzig Prozent der Bevölkerung. Die beinahe 
feudalistisch anmutenden sozialen Ungleich-
heiten und Ungerechtigkeiten in Deutschland 
fordern – nachweisbar anhand der Wahlbetei-
ligung – ihre Opfer in Form einer politischen 
Schräglage. Diese für SPD und vor allem Die 
Linke wichtigen Schichten verabschieden sich 
mehr als andere vom politischen System: Resi-
gnation und Wahlverweigerung greifen zuneh-
mend um sich.

Wie geht es also einer Partei, die sich mit 
solchen Befunden konfrontiert sieht? Die noch 
immer gespalten ist in Ost und West, in prag-
matische (vorwiegend im Osten) und radikale 
Flügel, in Fraktionen, die möglichst bald an 
der Regierung mitmischen wollen, und in Sek-
tionen, die sich von einer politischen Arbeit in 
der Opposition (und auf der Strasse) mehr Wir-
kung versprechen? Und die wie die meisten lin-
ken Parteien der letzten hundert Jahre von der 
Debatte Reform oder Revolution geprägt ist? 
Ihr geht es ganz gut, denn noch immer ist Die 
Linke nicht zerbrochen, und noch immer liegt 
sie in bundesweiten Umfragen bei etwa zehn 
Prozent.

Das gegenteilige Urteil ist allerdings 
auch zulässig.
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Geht es der Partei 
so schlecht,  
wie sie sich fühlt? 
Ja und nein.


